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1. Einleitung 

Das Vergaberecht regelt allgemein die Beschaffung von Waren, Bau- und Dienstleistungen sowie 
die Vergabe von Konzessionen durch staatliche oder vom Staat beeinflusste Auftraggeber.1 EU-
weite Ausschreibungen sind dabei nur vorgeschrieben, sofern der geschätzte Beschaffungswert 
ein bestimmtes finanzielles Volumen übersteigt, das je nach Branche abweichen kann. 
 
Die Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen Bundestages sind um Auskunft darüber gebeten 
worden, unter welchen Voraussetzungen die Unterschwellenvergabe eines 
Dienstleistungsauftrags grundsätzlich zulässig ist und welche Verfahrensvorgaben diesbezüglich 
einzuhalten sind. Da sich die Rechtskonformität eines Vergabeverfahrens je nach Einzelfall 
entscheidet, soll im Folgenden nur ein summarischer Überblick über die wesentlichen 
bundesgesetzlichen Vorgaben des unterschwelligen Vergabeverfahrens im Dienstleistungssektor 
gegeben werden. 

2. Vergaberechtliche Grundlagen 

Das deutsche Vergaberecht2 ist kein einheitliches Rechtssystem, sondern weist eine Zweiteilung3 
auf. Auf Basis von Vorgaben des Rechts der Europäischen Union (EU) – insbesondere der EU-
Richtlinie über allgemeine öffentliche Auftragsvergaben, RL 2014/24/EU4 – richten sich 
Verfahren mit höheren Nettoauftragsvolumina nach dem vierten Teil (§§ 97 bis 184) des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB)5 dem „Kartellvergaberecht“. Ansonsten gilt das 
weniger strenge Haushaltsrecht des Bundes und der Bundesländer („Haushaltsvergaberecht“).6 

                                     

1 Pünder/Buchholtz, in: Einführung in das Vergaberecht (Teil 1) − Rechtsgrundlagen und Anwendungsbereich, 
Juristische Ausbildung (JURA) 2016, S. 1246. 

2 Zu den Grundlagen des deutschen Vergaberechts ausführlich Deutscher Bundestag, Wissenschaftliche Dienste, 
Grundzüge des Vergaberechts, Infobrief vom 6. Dezember 2021, WD 7 - 3000 - 107/21, abrufbar unter: 
https://www.bundestag.de/resource/blob/870486/297a8185a47e1f1b909834015e45baf8/Grundzuege-des-
Vergaberechts-data.pdf (Stand dieser und nachfolgender Internetquellen: 3. August 2023). 

3 Die Zweiteilung wurde formal begründet durch das Gesetz zur Änderung der Rechtsgrundlagen für die Vergabe 
öffentlicher Aufträge (Vergaberechtsänderungsgesetz – VgRÄG) vom 26. August 1998 (BGBl. 1998 I S. 2512). 

4 Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die öffentliche 
Auftragsvergabe und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/18/EG (ABl. 2014 L 94 S. 65), aktuelle Fassung in 
englischer Sprache abrufbar unter: https://eur-lex.europa.eu/legal-
content/EN/TXT/?uri=CELEX%3A02014L0024-20220101. 

5 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Juni 2013 (BGBl. I 
S. 1750, 3245), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 19. Juli 2022 (BGBl. I S. 1214) geändert worden ist, 
abrufbar unter: https://www.gesetze-im-internet.de/gwb/index.html#BJNR252110998BJNE014405118. 

6 Dietlein/Fandrey, in: Byok/Jaeger, Vergaberecht – Vergaberechtliche Vorschriften des GWB, 4. Auflage 2018, 
Einleitung Rn. 24 ff. 

https://www.bundestag.de/resource/blob/870486/297a8185a47e1f1b909834015e45baf8/Grundzuege-des-Vergaberechts-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/870486/297a8185a47e1f1b909834015e45baf8/Grundzuege-des-Vergaberechts-data.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX:02014L0024-20220101
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX:02014L0024-20220101
https://www.gesetze-im-internet.de/gwb/index.html#BJNR252110998BJNE014405118
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Maßgeblich für die Abgrenzung des Kartellvergaberechts und des Haushaltsvergaberechts ist 
dabei die Relevanz der Vergabeverfahren für den europäischen Binnenmarkt.7 Ob bei einem 
Vergabeverfahren eine Relevanz für den europäischen Binnenmarkt anzunehmen ist, ist anhand 
festgeschriebener Schwellenwerte zu ermitteln.8 § 106 Abs. 1 Satz 2 GWB gibt insoweit vor, dass 
die Vorschriften des Kartellvergaberechts nur für die Vergabe von öffentlichen Aufträgen und 
Konzessionen sowie die Ausrichtung von Wettbewerben gilt, deren geschätzter Nettoauftrags- 
oder Vertragswert die festgelegten Schwellenwerte erreicht oder überschreitet. Die jeweiligen 
Schwellenwerte sind gemäß § 106 Abs. 2 GWB den aufgeführten europäischen Richtlinien9 zu 
entnehmen. Diese werden alle zwei Jahre durch die EU-Kommission überprüft und 
gegebenenfalls neu festgesetzt.10 Soweit das geschätzte Volumen der jeweiligen Auftragsart den 
betreffenden Schwellenwert erreicht oder überschreitet, wird auch vom sogenannten 
„Oberschwellenbereich“ gesprochen, bei dessen Unterschreiten vom „Unterschwellenbereich“.11 

Hieraus folgt, dass im Unterschwellenbereich sowohl die §§ 97 ff. des GWB als auch die 
Regelungen der Vergabeverordnung (VgV)12 keine Anwendung finden. Vielmehr gilt in diesem 
Bereich für die Vergabeverfahren des Bundes die Bundeshaushaltsordnung (BHO)13 und speziell 
für öffentliche Liefer- und Dienstleistungsaufträge die Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)14. 

                                     

7 Dörr, in: Beck´scher Vergaberechtskommentar (Band 1), 4. Auflage 2022, Einleitung: Vergaberecht in 
Deutschland – Das Recht der öffentlichen Auftragsvergabe im Stufenbau der Rechtsordnung, Rn. 18. 

8 Ebenda. 

9 § 106 Abs. 2 GWB verweist für öffentliche Aufträge und Wettbewerbe öffentlicher Auftraggeber auf Art. 4 der 
Richtlinie 2014/24/EU (in der jeweils geltenden Fassung). 

10 Vollständige Zusammenstellung der aktuellen Schwellenwerte mit Nachweisen zu den jeweiligen 
Rechtsgrundlagen beim Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK), Internetauftritt, Artikel: 
„Öffentliche Aufträge – Übersicht und Rechtsgrundlagen auf Bundesebene“, abrufbar unter: 
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Artikel/Wirtschaft/vergabe-uebersicht-und-rechtsgrundlagen.html. 

11 Eichler, in: Beck’scher Online-Kommentar zum Vergaberecht, Gabriel/Mertens/Prieß/Stein (Hrsg.), 28. Edition 
(Stand: 31. Januar 2022), § 106 GWB Rn. 5. 

12 Vergabeverordnung vom 12. April 2016 (BGBl. I S. 624), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 9. Juni 
2021 (BGBl. I S. 1691) geändert worden ist, abrufbar unter: https://www.gesetze-im-
internet.de/vgv_2016/VgV.pdf. 

13 Bundeshaushaltsordnung vom 19.08.1969 (BGBl. I S. 1284), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
01. Juli 2022 (BGBl. I S. 1030) geändert worden ist, abrufbar unter: https://www.gesetze-im-
internet.de/bho/BHO.pdf. 

14 Verfahrensordnung für die Vergabe öffentlicher Liefer- und Dienstleistungsaufträge unterhalb der EU-
Schwellenwerte (Unterschwellenvergabeordnung – UVgO) vom 02. Februar 2017, abrufbar unter: 
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/U/unterschwellenvergabeordnung-
uvgo.pdf?__blob=publicationFile&v=8. 

https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Artikel/Wirtschaft/vergabe-uebersicht-und-rechtsgrundlagen.html
https://www.gesetze-im-internet.de/vgv_2016/VgV.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/vgv_2016/VgV.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/bho/BHO.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/bho/BHO.pdf
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/U/unterschwellenvergabeordnung-uvgo.pdf?__blob=publicationFile&v=8
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/U/unterschwellenvergabeordnung-uvgo.pdf?__blob=publicationFile&v=8
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3. Haushaltsvergaberecht 

3.1. Grundsätze 

Ausgangspunkt des für den Unterschwellenbereich maßgeblichen Haushaltsvergaberechts ist 
§ 30 Satz 1 Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG).15 Hiernach müssen dem Abschluss von Verträgen 
über Lieferungen und Leistungen verschiedenartige Ausschreibungen vorausgehen, sofern nicht 
die Natur des Geschäfts oder besondere Umstände eine Ausnahme rechtfertigen. 

Die Verankerung im Haushaltsrecht zeigt die Betonung der Haushaltsdisziplin im 
Unterschwellenbereich, während das Kartellvergaberecht auch weiteren Zwecken dient.16 Es 
gelten die allgemeinen haushälterischen Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 
(vgl. § 6 Abs. 1 HGrG). Auch im Haushaltsvergaberecht ist jedoch stets der Gleichheitssatz des 
Art. 3 Abs. 1 GG zu berücksichtigen; insbesondere dürfen staatliche Stellen nicht willkürlich 
handeln.17 Falls an dem Auftrag trotz des Nichterreichens der EU-Schwellenwerte ein „eindeutig 
grenzüberschreitendes Interesse“ besteht, fordert der Europäische Gerichtshof (EuGH) auch in 
diesen Fällen in ständiger Rechtsprechung die Berücksichtigung der Grundfreiheiten der EU-
Verträge sowie die daraus folgenden Grundsätze der Gleichbehandlung, der 
Nichtdiskriminierung und der Transparenz.18 

3.2. Anwendungsbereich und Systematik 

Im Haushaltsvergaberecht des Bundes gilt über das HGrG hinaus konkretisierend § 55 Abs. 1 
Satz 1 BHO. Danach muss dem Abschluss von Verträgen über Lieferungen und Leistungen eine 
Form der Ausschreibung vorausgehen, sofern nicht die Natur des Geschäfts oder besondere 
Umstände eine Ausnahme rechtfertigen. § 55 BHO verpflichtet zuvorderst die öffentlich-
rechtlich verfassten Stellen, die an die bundeshaushaltsrechtlichen Bestimmungen gebunden 
sind („öffentlich-rechtliche Haushaltsträger“19).20 

Gemäß § 55 Abs. 2 BHO hat das Verfahren beim Abschluss von Verträgen über Lieferungen und 
Leistungen nach „einheitlichen Richtlinien“ abzulaufen. Die hierzu erlassenen Einzelheiten des 

                                     

15 Haushaltsgrundsätzegesetz vom 19. August 1969 (BGBl. 1969 I S. 1273), das zuletzt durch Artikel 10 des 
Gesetzes vom 14. August 2017 (BGBl. 2017 I S. 3122) geändert worden ist, abrufbar unter: https://www.gesetze-
im-internet.de/hgrg/. 

16 Bundesregierung, Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Rechtsgrundlagen für die Vergabe öffentlicher 
Aufträge (Vergaberechtsänderungsgesetz - VgRÄG), 3. Dezember 1997, BT-Drs. 13/9340, S. 12, abrufbar unter: 
https://dserver.bundestag.de/btd/13/093/1309340.pdf. 

17 Ausführlich Bundesverfassungsgericht (BVerfG), Beschluss vom 13. Juni 2006 – 1 BvR 1160/03 –, Rn. 64 ff. 
(zitiert nach juris). 

18 Zuletzt EuGH, Urteil vom 4. April 2019 – C-699/17 –, Rn. 49 mit weiteren Rechtsprechungsnachweisen (zitiert 
nach juris). 

19 Begriff bei Butler, in: Gabriel/Krohn/Neun, Handbuch Vergaberecht, 3. Auflage 2021, § 11 Rn. 6. 

20 Pache, in: Pünder/Schellenberg, Vergaberecht, 3. Auflage 2019, § 55 BHO Rn. 87 ff. 

https://www.gesetze-im-internet.de/hgrg/
https://www.gesetze-im-internet.de/hgrg/
https://dserver.bundestag.de/btd/13/093/1309340.pdf
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haushaltsrechtlichen Vergabeverfahrens des Bundes ergeben sich anders als beim 
Kartellvergaberecht nicht aus allgemeinverbindlichen Rechtsverordnungen, sondern aus 
speziellen, unmittelbar lediglich verwaltungsintern wirkenden Verwaltungsvorschriften. Deren 
Geltung sehen die vom Bundesministerium der Finanzen (BMF) herausgegebenen allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften zur BHO (VV-BHO)21 vor (vgl. § 55 Nr. 2 VV-BHO). Die bei der Vergabe 
öffentlicher Liefer- und Dienstleistungsaufträge maßgebliche Verwaltungsvorschrift der UVgO 
orientiert sich inhaltlich und strukturell wiederum an den Bestimmungen des 
Kartellvergaberechts.22 

3.3. Ausnahmen vom Anwendungsbereich 

Auch beim Haushaltsvergaberecht existieren grundlegende Ausnahmen von dessen 
Anwendungsbereich. So sieht § 1 Abs. 2 UVgO für Liefer- und Dienstleistungsaufträge vor, dass 
die kartellvergaberechtlichen Ausnahmeregelungen der §§ 107, 108, 109, 116, 117 und 145 GWB 
die Anwendung der UVgO mit ihren konkreten Vorgaben für die Durchführung von 
Vergabeverfahren ausschließen. Damit wird dem für die UVgO verantwortlichen 
Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) zufolge klargestellt, dass in 
Konsequenz auch das Unterschwellenvergaberecht nicht angewendet werden muss.23 Bei 
binnenmarktrelevanten öffentlichen Aufträgen kann sich aber die Verpflichtung zur Einhaltung 
der Grundsätze der Transparenz und Gleichbehandlung aus dem primären europäischen 
Gemeinschaftsrecht ergeben.24 Bei der Vergabe von freiberuflichen Leistungen, die nach § 50 
Satz 1 UVgO zwar von den Verpflichtungen der UVgO befreit ist, ist beispielsweise so viel 
Wettbewerb zu schaffen, wie dies nach der Natur des Geschäfts oder nach den besonderen 
Umständen möglich ist (vgl. § 50 Satz 2 UVgO).25 

Die wohl bedeutendste Ausnahme stellt die öffentlich-öffentliche Zusammenarbeit („Inhouse-
Geschäft“) dar (vgl. § 108 GWB). Daneben bestimmen etwa die §§ 116 f. GWB zusätzliche 
Ausnahmen von der Anwendung des Vergaberechts bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen 
durch öffentliche Auftraggeber. Beispiele sind etwa verschiedene Rechts-, Medien- oder 
Finanzdienstleistungen. 

                                     

21 Allgemeine Verwaltungsvorschriften zur Bundeshaushaltsordnung vom 14. März 2001 (GMBl 2001 
Nr. 16/17/18, S. 307) in der Fassung des BMF-Rundschreibens vom 7. Mai 2021 - II A 3 - H 1012-
6/19/10003 :003 - 2021/0524501 -, berichtigt durch BMF-Rundschreiben vom 9. Juni 2021 - II A 3 - H 1012-
6/19/10003 :003 - 2021/0644338 -, geändert durch BMF-Rundschreiben vom 18. Juli 2022 - II A 3 - H 1012-
6/21/10003 :003, 2022/0730889 -, geändert durch BMF-Rundschreiben vom 6. Juli 2023 - II A 3 - H 1012-
6/23/10001 :006 -, abrufbar unter: https://www.verwaltungsvorschriften-im-
internet.de/bsvwvbund_14032001_DokNr20110981762.htm. 

22 BMWK, UVgO, Bekanntmachung, BAnz AT 7. Februar 2017 B1, S. 1, abrufbar unter: 
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/U/unterschwellenvergabeordnung-uvgo.html. 

23 BMWK, UVgO, Erläuterungen, S. 2, abrufbar unter: 
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/U/unterschwellenvergabeordnung-uvgo-erlaeuterungen.html. 

24 Ebenda. 

25 Ebenda, S. 14. 

https://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_14032001_DokNr20110981762.htm
https://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_14032001_DokNr20110981762.htm
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/U/unterschwellenvergabeordnung-uvgo.html
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/U/unterschwellenvergabeordnung-uvgo-erlaeuterungen.html
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4. Das haushaltsvergaberechtliche Verfahren 

4.1. Verfahrensarten 

Sofern der Anwendungsbereich des Haushaltsvergaberechts eröffnet ist, hat dies in nahezu allen 
Fällen die Notwendigkeit der Durchführung eines Vergabeverfahrens zur Folge. Dabei gibt es 
nicht „das“ Vergabeverfahren. Das Vergaberecht kennt stattdessen mehrere sehr verschiedene 
Vergabeverfahren mit jeweils unterschiedlichen Abläufen und Anforderungen, die nicht frei 
miteinander kombinierbar sind („Typenzwang“).26 Das Haushaltsvergaberecht kennt für alle 
Vergaben die Vergabeverfahren der Öffentlichen Ausschreibung (vgl. § 9 UVgO) und der 
Beschränkten Ausschreibung mit oder ohne Teilnahmewettbewerb (vgl. §§ 10 f. UVgO). Im 
Anwendungsbereich der UVgO ist wie im Kartellvergaberecht auch die Verhandlungsvergabe mit 
oder ohne Teilnahmewettbewerb (vgl. § 12 UVgO) vorgesehen. 

Auch im Unterschwellenbereich besteht wie im Oberschwellenbereich in der Regel die Absicht, 
die Auftragsvergabe einem unbeschränkten Bieter- bzw. Bewerberkreis bekanntzumachen.27 Zu 
veröffentlichende Auftragsbekanntmachungen sind daher die gesetzliche Regel. Sie sind konkret 
erforderlich bei den Haushaltsvergabeverfahren der öffentlichen Ausschreibung, der 
beschränkten Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb oder einer Verhandlungsvergabe mit 
Teilnahmewettbewerb (vgl. § 27 Abs. 1 UVgO). Bei Liefer- und Dienstleistungen ist nach § 28 
Abs. 1 Satz 3 UVgO die Ermittelbarkeit von Auftragsbekanntmachungen über das 
Verwaltungsportal des Bundes („bund.de“) zu gewährleisten. Eine Auftragsbekanntmachung 
entfällt bei Liefer- und Dienstleistungen somit auch im Unterschwellenbereich nur in 
Vergabeverfahren ohne Teilnahmewettbewerb. Auch bei den Vergabeverfahren ohne 
Teilnahmewettbewerb sind allerdings mehrere, grundsätzlich mindestens drei Unternehmen, zur 
Abgabe eines Angebots aufzufordern (vgl. § 11 Abs. 1 UVgO sowie § 12 Abs. 2 UVgO). 

Die Wahl der Verfahrensart bestimmt sich nach § 8 UVgO. Danach stehen dem Auftraggeber die 
Öffentliche Ausschreibung und die Beschränkte Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb nach 
seiner freien Wahl zur Verfügung. Die anderen Verfahrensarten stehen nur zur Verfügung, soweit 
dies nach § 8 Abs. 3 und 4 UVgO gestattet ist. Wie im Oberschwellenbereich ist auch im 
Haushaltsvergaberecht eine enge Auslegung geboten.28 Anders als im Oberschwellenbereich ist 
im Unterschwellenbereich zudem der Ausschluss eines Teilnahmewettbewerbs bei 
Unterschreiten einer Wertgrenze möglich. Bei Liefer- und Dienstleistungen kann der 
Auftraggeber Aufträge im Wege der Verhandlungsvergabe mit, aber auch ohne 
Teilnahmewettbewerb vergeben, soweit dies durch Ausführungsbestimmungen eines Bundes- 
oder Landesministeriums zugelassen ist (vgl. § 8 Abs. 4 Nr. 17 Halbsatz 1 UVgO). 

Daneben ermöglicht das Haushaltsvergaberecht Beschaffungen mit geringfügigen Auftragswerten 
als „Direktauftrag“ ohne Durchführung eines Vergabeverfahrens (vgl. § 14 UVgO). Hiernach 

                                     

26 Pünder, in: Pünder/Schellenberg, Vergaberecht, 3. Auflage 2019, § 119 GWB Rn. 55f.; Kling, in: 
Immenga/Mestmäcker, Wettbewerbsrecht, 6. Auflage 2021 § 119 GWB Rn. 7. 

27 Vgl. §§ 37 f. VgV für den Oberschwellenbereich bzw. § 27 UVgO für den Unterschwellenbereich. 
28 Butler, a.a.O., § 11 Rn.8. 
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können Liefer- und Dienstleistungen bis zu einem voraussichtlichen Auftragswert von 1.000 Euro 
als Direktauftrag beschafft werden. Der Auftraggeber soll aber nach § 14 Satz 2 UVgO zwischen 
den beauftragten Unternehmen wechseln. Der Direktauftrag kann somit losgelöst von einem 
Vergabeverfahren und den dieses regelnden Vorschriften, wie festzulegende Fristen oder die 
Erstellung von Vergabeunterlagen, erteilt werden.29 Insbesondere muss der Auftraggeber den oder 
die in Betracht kommenden Leistungsanbieter nicht zur Abgabe von Angeboten auffordern, 
sondern er kann eine Leistung unmittelbar für den dafür geforderten Preis beschaffen.30 Die 
öffentlich-rechtlichen Haushaltsträger haben jedoch weiter die Haushaltsgrundsätze der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu berücksichtigen (vgl. § 14 Satz 1 UVgO). 

4.2. Rahmenvereinbarungen 

Öffentliche Aufträge werden von öffentlichen Auftraggebern regelmäßig durch einzelne Aufträge 
vergeben, in denen die konkreten Leistungspflichten genau bestimmt sind.31 Gerade bei 
wiederkehrenden Lieferungen und Leistungen kann jedoch sowohl für öffentliche Auftraggeber 
als auch für Unternehmen das Bedürfnis bestehen, bereits im Vorhinein wesentliche 
Bedingungen für die Vergabe zukünftiger Einzelaufträge festzulegen.32 Diesem Bedürfnis 
entsprechen etwa Rahmenvereinbarungen, in denen öffentliche Auftraggeber und Unternehmen 
die Bedingungen für später abrufbare Einzelaufträge bestimmen können (vgl. § 15 UVgO).33 Die 
§§ 16 ff. UVgO bestimmen überdies weitere Methoden und Instrumente zur Beschaffung von 
Liefer- und Dienstleistungen, die nicht durch einzelne Aufträge vergeben werden sollen. 

Demgegenüber müssen außerhalb von Rahmenvereinbarungen zu vergebene Folgeaufträge, die 
lediglich an einen ursprünglichen Auftrag anknüpfen, jedoch einen rechtlich unabhängigen 
Beschaffungsvorgang darstellen, auch gesondert im Rahmen eines neuen Vergabeverfahrens 
ausgeschrieben werden. 

4.3. Zeitpunkt der Schätzung des Nettoauftragswerts und nachträgliche Preissteigerungen 

§ 1 Abs. 1 UVgO bestimmt, dass die UVgO nähere Bestimmungen über das einzuhaltende 
Verfahren bei der Vergabe von öffentlichen Liefer- und Dienstleistungsaufträgen und 
Rahmenvereinbarungen trifft, die nicht dem Kartellvergaberecht unterliegen, weil ihr geschätzter 
Auftragswert ohne Umsatzsteuer die Schwellenwerte gemäß § 106 GWB unterschreitet. 

Nach § 3 Abs. 1 Satz 1 VgV ist bei der Schätzung des Auftragswerts vom voraussichtlichen 
Gesamtwert der vorgesehenen Leistung ohne Umsatzsteuer auszugehen. Zudem sind gemäß § 3 
Abs. 1 Satz 2 und 3 VgV etwaige Optionen oder Vertragsverlängerungen sowie Prämien oder 

                                     

29 Völlink, in: Ziekow/Völlink, Vergaberecht, 4. Auflage 2020, § 14 UVgO Rn. 1 mit weiterem Nachweis. 

30 Dieckmann, in: Dieckmann/Scharf/Wagner-Cardenal, VgV – UvgO, 3. Auflage 2022, § 14 UVgO Rn.4. 

31 Biemann, in: Beck’scher Vergaberechtskommentar (Band 1), 4. Auflage 2022, § 103 GWB Rn. 6. 

32 Biemann, a.a.O., § 103 GWB Rn. 6. 

33 Ebenda. 
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Zahlungen an den Bewerber oder Bieter zu berücksichtigen. Neben diesen konkreten 
Umgehungsverboten normiert § 3 Abs. 2 Satz 1 VgV das allgemeine Umgehungsverbot, wonach 
die Wahl der Methode zur Berechnung des geschätzten Auftragswerts nicht in der Absicht 
erfolgen darf, die Anwendung der Bestimmungen des Kartellvergaberechts zu umgehen. 

Maßgeblicher Zeitpunkt für die Schätzung des Auftragswerts ist gemäß § 3 Abs. 3 VgV der Tag, 
an dem die Auftragsbekanntmachung abgesendet wird oder das Vergabeverfahren auf sonstige 
Weise eingeleitet wird, um etwa insbesondere bei stark schwankenden Marktpreisen für 
Dienstleistungen eine freie Festlegung des Zeitpunkts nach Belieben des Auftraggebers zu 
vermeiden und damit einhergehend erhebliche Einflussmöglichkeiten auf das Erreichen bzw. 
Nichterreichen der Schwellenwerte zu eröffnen.34 „Durch § 3 Abs. 3 VgV ist insofern 
sichergestellt, dass die Schätzung des Auftragswerts grundsätzlich mit der Absendung der 
Auftragsbekanntmachung erfolgt, so dass es üblicherweise derjenige Zeitpunkt ist, zu dem der 
Auftraggeber die Ausschreibung „aus den Händen“ gibt.“35 

Insbesondere im Fall nachträglich eintretender Preissteigerungen gilt indes Folgendes: Es ist 
„unschädlich, wenn sich die bei Verfahrensbeginn vorgenommene Vorabschätzung im 
Nachhinein nicht bestätigt bzw. durch später eintretende Umstände eine Kostensteigerung 
eintritt. Entscheidend ist vielmehr allein, dass die Kostenschätzung zu dem nach § 3 Abs. 3 VgV 
für maßgeblich erklärten Zeitpunkt (ex ante) sachgerecht war und ordnungsgemäß durchgeführt 
wurde. Insofern berührt ein über dem EU-Schwellenwert liegender tatsächlicher Auftragswert 
nicht notwendig die Richtigkeit der ursprünglichen prognostischen Beurteilung des 
Auftraggebers, der Schwellenwert werde nicht erreicht. Nicht zu verkennen ist allerdings, dass 
durch im Nachhinein festgestellte deutlich höhere Angebotskosten als erwartet der 
Rechtfertigungsdruck bzw. die Darlegungslast des Auftraggebers in Bezug auf die Richtigkeit 
seiner ursprünglichen Prognose faktisch steigen wird.“36 

4.4. Nachträgliche Änderungen des Vergabeverfahrens 

Von der Auftragswertschätzung gesondert zu betrachten ist die nachträgliche Auftragsänderung. 
Nach § 47 Abs. 1 UVgO erfordert jede wesentliche Änderung der sich aus dem Vertrag ergebenen 
Rechte und Pflichten ein neues Vergabeverfahren, sofern nicht ein gesetzlicher 
Ausnahmetatbestand greift. Nach § 47 Abs. 2 UVgO ist die Änderung eines öffentlichen Auftrags 
daher ohne Durchführung eines neuen Vergabeverfahrens zulässig, wenn sich der 
Gesamtcharakter des Auftrags nicht ändert und der Wert der Änderung nicht mehr als 20 
Prozent des ursprünglichen Auftragswertes beträgt. Bei mehreren aufeinander folgenden 
Änderungen ist der Gesamtwert der Änderungen maßgeblich. Einer Entscheidung der 
Vergabekammer Baden-Württemberg nach ist es beispielsweise ein Indiz für das Vorliegen einer 
wesentlichen Vertragsänderung, wenn durch die Änderung eines Auftrags, der zunächst 

                                     

34 Kau, in: Beck'scher Vergaberechtskommentar, Band 2, Burgi/Dreher (Hrsg.), 3. Auflage 2019, § 3 VgV Rn. 42. 

35 Ebenda, Rn. 43. 

36 Dieckmann, a.a.O., § 3 VgV Rn. 23 [Hervorhebungen diesseits.]. 
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unterhalb der Schwellenwerte lag, der Schwellenwert zu einem späteren Zeitpunkt überschritten 
wird.37 

4.5. Unterauftragsvergabe 

Die Einbindung von Unterauftragnehmern in die Leistungserbringung ist grundsätzlich zulässig. 
Der öffentliche Auftraggeber kann gemäß § 26 Abs. 1 Satz 1 UVgO Unternehmen in der 
Auftragsbekanntmachung oder den Vergabeunterlagen auffordern, bei Angebotsabgabe die Teile 
des Auftrags, die sie im Wege der Unterauftragsvergabe an Dritte zu vergeben beabsichtigen, 
sowie, falls zumutbar, die vorgesehenen Unterauftragnehmer zu benennen. Vor 
Zuschlagserteilung kann der Auftraggeber von den Bietern, deren Angebote in die engere Wahl 
kommen, verlangen, die Unterauftragnehmer zu benennen und nachzuweisen, dass ihnen die 
erforderlichen Mittel dieser Unterauftragnehmer zur Verfügung stehen (§ 26 Abs. 1 Satz 2 UVgO). 
Der Auftraggeber kann in den Vertragsbedingungen vorschreiben, dass der Auftragnehmer 
spätestens bei Beginn der Auftragsausführung die Namen, die Kontaktdaten und die gesetzlichen 
Vertreter seiner Unterauftragnehmer mitteilt und dass jede im Rahmen der Auftragsausführung 
eintretende Änderung auf der Ebene der Unterauftragnehmer mitzuteilen ist (vgl. § 26 Abs. 4 Satz 
1 UVgO). Soweit sich der Auftragnehmer Unterauftragnehmern bedient, um seine eigene Eignung 
nachzuweisen, müssen entsprechende Eignungsnachweise der Unterauftragnehmer bereits bei 
Angebotsabgabe vorliegen (vgl. § 26 Abs. 1 Satz 3 in Verbindung mit §§ 34 Abs. 2, 35 UVgO). 

Ungeachtet dessen kann der Auftraggeber jedoch vorschreiben, dass alle oder bestimmte 
Aufgaben bei der Leistungserbringung unmittelbar vom Auftragnehmer selbst oder, im Fall einer 
Bietergemeinschaft, von einem Teilnehmer der Bietergemeinschaft ausgeführt werden müssen 
(vgl. § 26 Abs. 6 UvgO). 

4.6. Rechtsschutz 

Anders als im Kartellvergaberecht können Dritte aus haushaltsvergaberechtlichen Regelungen 
keine subjektiven Rechte ableiten.38 Entsprechend können unterlegene Bieter die Rechtmäßigkeit 
von Vergaben im Wege des Primärrechtsschutzes nicht ohne weiteres gerichtlich überprüfen 
lassen.39 

Grundsätzlich können Dritte jedoch über die Gewährung einstweiligen Rechtsschutzes durch die 
Zivilgerichte die Zuschlagserteilung vorläufig verhindern, wobei Einzelheiten in 
Rechtswissenschaft und gerichtlicher Praxis umstritten sind.40 Auch der Zuspruch 

                                     

37 Vergabekammer Baden-Württemberg, Beschluss vom 07.06.2018, 1 VK 10 / 18, IBRRS 2018, 2214. 

38 Burgi, Vergaberecht – Systematische Darstellung für Praxis und Ausbildung, 3. Auflage 2021, § 26, Rn. 1. 

39 Ebenda. 

40 Vgl. ausführlich ebenda Rn. 12 ff. 
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zivilrechtlichen Schadensersatzes im Wege des Sekundärrechtsschutzes nach rechtswidriger 
Nichtberücksichtigung ist nicht von vornherein ausgeschlossen.41 

5. Strafrechtliche Relevanz von Vergaberechtsverstößen 

Bei einem vergaberechtswidrigen Verhalten können unterschiedlichste Strafbarkeitsrisiken auf-
treten.42 Ob sich ein Amtsträger daher etwa der Untreue strafbar macht, entscheidet sich nach 
den Umständen des Einzelfalles. 

Nach § 266 Strafgesetzbuch (StGB)43 wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft, wer die ihm durch Gesetz, behördlichen Auftrag oder Rechtsgeschäft 
eingeräumte Befugnis, über fremdes Vermögen zu verfügen oder einen anderen zu verpflichten, 
missbraucht oder die ihm kraft Gesetzes, behördlichen Auftrags, Rechtsgeschäfts oder eines 
Treueverhältnisses obliegende Pflicht, fremde Vermögensinteressen wahrzunehmen, verletzt und 
dadurch dem, dessen Vermögensinteressen er zu betreuen hat, Nachteil zufügt. 

Eine Strafbarkeit wegen Untreue setzt danach vorsätzliches Handeln des Täters in Bezug auf die 
objektive Pflichtwidrigkeit seines Tuns und den Eintritt eines Vermögensnachteils beim 
Geschädigten voraus. Der Bundesgerichtshof (BGH) hat in diesem Zusammenhang 
höchstrichterlich entschieden, dass erst wirklich gravierende Vergaberechtsverstöße den 
strafrechtlich relevanten Bereich berühren. Nicht jeder kleinere Fehler soll demnach den 
Tatbestand einer Untreue verwirklichen können. „Ein Entscheidungsträger handelt [daher] im 
Bereich der öffentlichen Verwaltung nicht stets pflichtwidrig, wenn er nicht das sparsamste im 
Sinne des niedrigsten Angebots wählt. Beim Unterlassen eines Preisvergleichs oder einer 
Ausschreibung kommt eine Strafbarkeit nur bei evidenten und schwerwiegenden 
Pflichtverstößen in Betracht.“44 

*** 

                                     

41 Ausführlich Mertens, in: Gabriel/Krohn/Neun, Handbuch Vergaberecht, 3. Auflage 2021, § 89 Rn. 23 ff. 

42 Vgl. dazu ausführlicher Deutscher Bundestag, Wissenschaftliche Dienste, Sanktionierung von 
Vergaberechtsverstößen im Bereich der Verteidigung vom 6. Mai 2019, WD 7 - 3000 - 070/219, abrufbar unter: 
https://www.bundestag.de/resource/blob/647728/bcef3e2b3ac5fa1f7e8bce731fb43a35/WD-7-070-19-pdf-
data.pdf. 

43 Strafgesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. November 1998 (BGBl. I S. 3322), das zuletzt 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 4. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2146) geändert worden ist, abrufbar unter: 
https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/StGB.pdf. 

44 BGH, Beschluss vom 8. Januar 2020 – 5 StR 366/19, NJW 2020, 628. 

https://www.bundestag.de/resource/blob/647728/bcef3e2b3ac5fa1f7e8bce731fb43a35/WD-7-070-19-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/647728/bcef3e2b3ac5fa1f7e8bce731fb43a35/WD-7-070-19-pdf-data.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/StGB.pdf
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